
 

 

Finanzierung der Abfallwirtschaft 

und Möglichkeiten der Kosten-

deckung 

Einführung zum Themenbereich 

Die Durchführung der Abfallwirtschaft ist zwangs-

läufig mit Kosten verbunden. Um die Umwelt zu erhal-

ten und gesellschaftliche Daseinsvorsorge zu betreiben, 

bedarf es insbesondere einer nachhaltig geregelten Ab-

fallwirtschaft womit sich aber auch die notwendigen 

Kosten erhöhen. Oft bedeutet dies, dass ein nicht uner-

heblicher Teil der Finanzmittel des Staates oder der 

Kommunen für abfallwirtschaftliche Dienstleistungen 

und die Gewährleistung eines umweltgerechten Um-

gangs mit dem erzeugten Abfall aufzuwenden ist. Die 

Finanzierung der abfallwirtschaftlichen Maßnahmen 

bildet damit einen wichtigen Punkt für die Nachhaltig-

keit der Abfallwirtschaft und bestimmt darüber hinaus 

auch die ökonomische Flexibilität der Kommunen. Die 

Abfallwirtschaft durch Einbindung effektiver Technolo-

gien zu verbessern, bedeutet immer auch zusätzliche 

Kosten, für die geeignete Wege zur Finanzierung gefun-

den werden müssen. 

Die Verantwortung zur Finanzierung der Abfallwirt-

schaft sollte zwischen dem Staat und den Kommunen 

aufgeteilt sein. Die staatliche Politik muss umweltpoliti-

sche Ziele festlegen deren Umsetzung sie auch durch die 

Festlegung und den Einsatz ökonomischer Mittel unter-

stützt. Gleichwohl sollte parallel dazu die finanzielle 

Organisation der Abfallwirtschaft in der Hand der 

Kommunen liegen. 

Im kommunalen Bereich ist zwischen der Finanzie-

rung von kommunalen Leistungen, die die Bürger in 

Anspruch nehmen können oder müssen und der Finan-

zierung von Investitionen für die Abfallwirtschaft zu 

unterscheiden. 

Von den Bürgern benötigte und in Anspruch ge-

nommene Leistungen sind u.a. das Einsammeln, das 

Transportieren und das Entsorgen der verschiedenen  

 

 

 

Abfälle aus Haushaltungen und öffentlich genutzten 

Bereichen sowie das zur Verfügung stellen  der entspre-

chenden Abfallbehälter. Die Bereitstellung und Inan-

spruchnahme dieser Leistungen sollte mit der Erhebung 

von Gebühren von den Bürgern verbunden werden, die 

in einer Abfallgebührensatzung festgeschrieben sind. 

Investitionen, welche die Kommune zur ordnungs-

gemäßen Durchführung der Abfallwirtschaft tätigen 

muss, sind u.a. die Anschaffung entsprechender Abfall-

sammelbehälter und Abfuhrfahrzeuge, die Errichtung, 

Betreibung und Nachsorge von Deponien sowie die 

Errichtung und Betreibung von Abfallbehandlungs- und 

-verwertungsanlagen. Diese Investitionen müssen durch 

ein für die Kommune qualifiziertes Modell unter Be-

rücksichtigung aller Vor- und Nachteile finanziert wer-

den. 

Unter dem Aspekt, dass Umweltschutz auch als eine 

wirtschaftspolitische Aufgabe zu verstehen ist, muss der 

Bereich der staatlichen Finanzierungsmöglichkeiten 

ebenfalls betrachtet werden. Mit Hilfe der verschiedenen 

umweltpolitischen Instrumente kann die Umweltpolitik 

des Staates an folgenden Stellen in die Beziehung zwi-

schen gesellschaftlichen und ökologischen System ein-

greifen: 

▸ es kann der Verbrauch natürlicher Ressourcen, 

z.B. durch Erhebung einer Rohstoffsteuer be-

schränkt werden. 

▸ die Abgabe unerwünschter Reststoffe an die Na-

tur kann, beispielsweise durch Einführung von 

Umweltlizenzen oder eine Deponieabgabe be-

schränkt werden. 

▸ speziellen Abgaben oder steuerlichen Regelungen 

zur Förderung des Recyclings z.B. in der Form 

von Rohstoffsteuer, Entsorgungsabgaben 

und/oder -steuern können dazu beitragen, Materi-

alkreisläufe zu etablieren und Abfälle direkt in 

den für die Produktion benötigten Ressourcen-

strom zurück zu führen. Einen ersten Überblick 

über mögliche Finanzierungsinstrumente zeigt die 

Tabelle 1. 
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Tabelle 1: allgemeine Finanzierungsinstrumente der Abfallwirtschaft in verschiedenen Ebenen 

Finanzierungsmodelle 

im kommunalen Bereich im staatlichen Bereich 

Finanzierung öffentlicher 
Entsorgungsleistungen 

Investitionsfinanzierung Umweltökonomische Instrumente 

Gebührensysteme 
Kreditfinan-

zierung 
Beteiligungs- 
finanzierung 

Betreiber 
modell 

Sonst. Finan-
zierung 

Öko-/ Um-
weltsteuern 

Abgaben 
Umwelt-
lizenzen 

einteilig  mehrteilig        

 Grund-/ 
Pauschal 
gebühr 

Kommunal 
kredite 

Beteiligung öffentl. 
Körperschaften 

(Zweckverbände) 
 

Fond-
finanzie-

rung 

Entsorgungs-
steuer 

Produkt-
abgabe 

 

 
Leistungs-
gebühr 

 
Beteiligung privater 

Dritter (Public-Private-
Partnership PPP) 

 Factoring 
Verpackungs-

steuer 
Entsorgungs-

abgabe 
 

 
Mietgebühr    Leasing 

Rohstoff-
steuer 

Deponieab-
gabe 

 

Nachfolgend werden die verschiedenen Finanzie-

rungsinstrumente erläutert und Informationen bezüglich 

der praktischen Anwendung gegeben. 

Finanzierungsmodelle im                           
kommunalen Bereich 

Finanzierung öffentlicher Leistungen 

Abfallgebühren / Gebührensysteme 

Ein Grundprinzip der Abfallwirtschaft sollte die De-

ckung der Kosten durch die Abfallerzeuger sein („pollu-

ter pays“). Deshalb werden Gebühren für die Nutzung 

der Allgemeinheit angebotener Entsorgungsdienstleis-

tungen erhoben. Im Idealfall erfolgt dabei die Erhebung 

von kostendeckenden Gebühren für die Leistungen im 

Einzelnen. Dies stellt dann eine verursachergerechte 

Anrechnung der Abfallentsorgung, -verwertung bzw. -

beseitigung auf den Nutzer dieser Leistungen dar. 

Ein wichtiges Element bildet hierbei die „Bereitwil-

ligkeit zum Bezahlen“. Wenn die Bürger bereit sind, die 

vollen Kosten für die einzelne Dienstleistung zu bezah-

len, ist dies ein klares Indiz dafür, dass die Dienstleis-

tung geschätzt und als notwendig erkannt wird und auf-

rechterhalten werden soll. Auf dieser Basis ist es mög-

lich, die Geldmittel zu generieren, die zur Aufrechterhal-

tung der Dienstleistung tatsächlich benötigt werden. 

Allerdings wird das Maß, inwieweit eine Person für 

eine hypothetische Dienstleistung zu zahlen bereit ist 

auch davon bestimmt, wie viel diejenige Person zu  

leisten in der Lage ist. Deshalb ist die „Erschwinglich-

keit der Bezahlung“ ein weiteres entscheidendes Ele-

ment für die Finanzierung der abfallwirtschaftlichen 

Leistungen. Die Unkenntnis oder das Nichtbeachten der 

individuellen Zahlungsbefähigung kann dazu führen, 

dass die Kostendeckung für den abfallwirtschaftlichen 

Service nicht erreicht oder aber eine Zahlung der Leis-

tung und damit die Entsorgung über das angebotene 

abfallwirtschaftliche System gänzlich oder in Teilen 

abgelehnt werden. Der Allgemeinheit weitgehend ange-

passte und verständliche Gebührenmechanismen und -

modelle sind deshalb unbedingt erforderlich. 

Abfallwirtschaft bedeutet ein großes Spektrum an 

Leistungen von unterschiedlicher Intensität und für ver-

schiedene Materialien. Die Grenze zwischen diesen und 

anderen öffentlichen Leistungen kann variieren und sich 

überschneiden. Die Kosten der Abfallwirtschaft können 

im Allgemeinen den folgenden Dienstleistungen zuge-

ordnet werden: 

▸  Entsorgung der verschiedenen Arten des gesam-

melten Abfalls und verwertbaren Produkte, wobei 

die Entsorgung die Abfallsammlung, den Trans-

port, die Behandlung und/ oder die Abfallbeseiti-

gung beinhaltet, 

▸  Durchführung spezieller Recyclingprogramme 

(z.B. Rücknahmesysteme, etc.), 

▸  Leistungen zur Information und öffentlichkeits-

wirksamen Arbeit, 

▸ Verwaltungsleistungen. 

Die Kosten reflektieren den aktuellen oder voraus-

sichtlichen Preis dieser Aktivitäten. Der Preis wird vom 

Abfallerzeuger für ein ihm zur Verfügung stehende 

Dienstleistung verlangt, basierend auf den Aufwendun-

gen die die Bereitstellung und Durchführung dieser 

verursacht. Die minimale Bedingung dabei ist die De-

ckung des Anteils der unvermeidlichen oder fixen Kos-

ten für die Sammlung und Entsorgung des Abfalls, un-

abhängig davon, ob die Leistung letztlich auch tatsäch-

lich oder im vollen Umfang in Anspruch genommen 

wurde. 
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Abbildung 1: Übersicht der Bestandteile möglicher Gebührensysteme 

 

 

Die fixen Kosten in der Abfallwirtschaft sind die 

Kosten, die unabhängig von der Menge des eingesam-

melten Abfalls und dem Umfang der Abfallentsorgung 

anfallen. Sie beruhen auf Kapazitäten, die für eine ord-

nungsgemäße Abfallentsorgung aufzubauen und vorzu-

halten sind. Demgegenüber entstehen variable Kosten 

nur bei tatsächlicher Inanspruchnahme der angebotenen 

Leistungen. 

Fixe und variable Kosten können nicht immer klar 

getrennt werden. Die Aufteilung der einzelnen Kosten in 

fixe und variable Aufwendungen wird zum Teil sehr 

unterschiedlich gehandhabt. Im Regelfall beträgt der 

Anteil der fixen Kosten zwischen 60 und 80 % und der 

der variablen Kosten zwischen 20 und 40 %. 

Zur Sicherstellung der Kostendeckung über die Ge-

bühreneinnahmen empfiehlt es sich daher ein Gebühren-

system zu verwenden, welches sich aus einem leistungs-

unabhängigen, fixen, und einen leistungsabhängigen, 

variablen, Anteil zusammensetzt und gegebenenfalls in 

verschiedene Leistungsbereiche differenziert.  

Daraus resultierende, mögliche Komponenten eines 

Müllgebührensystems sind in Abbildung 1 im Überblick 

dargestellt. Bei der Auswahl und Bemessung der einzel-

nen Komponenten muss die gleichmäßige Belastung der 

Bevölkerung berücksichtigt werden. 

Das einteilige Gebührensystem 

Das einteilige Gebührensystem ist das einfachste 

Gebührenmodell. Es besteht nur aus einer Gebührenart. 

Das klassische Beispiel dafür ist die Pauschalgebühr. Sie 

besteht aus einer fixen Gebühr, unabhängig von der 

tatsächlichen, individuellen Inanspruchnahme der öffent-

lichen Leistung. Sie deckt fixe und variable Bestandteile 

der Abfallwirtschaftskosten. Diese gesamten Kosten 

werden auf alle Nutzer (Haushalte) der abfallwirtschaft-

lichen Serviceleistungen aufgeteilt. Dieses Gebühren-

modell garantiert eine hohe Kostendeckung sowie Kal-

kulationssicherheit. Es werden jedoch keine finanziellen 

Anreize zu abfallreduzierendem Verhalten oder zur 

Abfalltrennung für das Recycling gegeben.  

Die tatsächlichen Kostenstrukturen der Abfallwirt-

schaft und gesetzte Umweltziele wie die Abfallminimie-

rung und das Recycling legen indes nahe zwei- oder 

mehrteilige Gebührensysteme zu nutzen. Als Grundbe-

standteil wird der fixe Teil mittels einer Grund-/ Pau-

schalgebühr für jeden Haushalt festgesetzt. Diese Ge-
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bühr ist der Höhe nach entweder einheitlich (z.B. durch 

Festlegung auf eine bestimmte Jahresmenge) oder un-

einheitlich (bezogen auf spezifische Kriterien, wie z.B. 

der Grundstücksfläche oder Personenanzahl). Der vari-

able Teil der Gebühr wird durch die Höhe der Inan-

spruchnahme der Entsorgungsleistungen bestimmt, 

beispielsweise für jede gesammelte Mülleinheit und er 

kann mit anderen Kostenkomponenten kombiniert wer-

den. Mehrteilige Gebührenmodelle eignen sich am bes-

ten, um das Verursacherprinzip umzusetzen. 

Die Abfallgebührenerhebung nach dem Prinzip „Be-

zahle für das was du einwirfst“ (oder „pay-as-you-

throw“ abgekürzt PAYT) stellt die angemessenste Form 

einer verursacherbezogenen Bezahlung der abfallwirt-

schaftlichen Dienstleistungen dar. Durch dieses Prinzip 

wird abfallvermeidendes Verhalten und die Nutzung von 

Systemen zur getrennten Abfallerfassung gestärkt. Eine 

derartig gestaltete Abfallgebührenerhebung ermöglicht 

auch das Erreichen von Verursachergerechtigkeit bei der 

die Menschen nur ihre tatsächlich erzeugte Abfallmenge 

und die Kosten für die dazugehörige Behandlung bezah-

len müssen. Durch die direkte Bemessung von Leis-

tungseinheiten werden die Haushalte angehalten, Abfälle 

generell zu vermeiden oder zum Teil in solche Systeme 

umzulenken, die dem Recycling dienen und gesamtwirt-

schaftlich kostengünstiger sind.  

PAYT setzt einen Kontrast zum bislang oft prakti-

zierten Ansatz der Finanzierung abfallwirtschaftlicher 

Leistungen, bei dem die Kosten für die Abfallentsorgung 

über turnusmäßig feststehende Zahlungen oder Steuern 

beglichen werden und /oder mittels einer Pauschalge-

bühr, z.B. auf Basis der Grundstücksfläche, der im 

Haushalt lebenden Personen oder als Teilbetrag für 

andere Versorgungsleistungen zur Erhebung kommen. 

PAYT bedeutet, dass Leistungen der Abfallwirtschaft 

und damit der Verbrauch an Umwelt genauso zu bezah-

len sind, wie beispielsweise der Verbrauch von Strom 

und Wasser. Um einen solchen Weg der verursacherge-

rechten Gebührenerhebung realisieren zu können, bedarf 

es: 

▸ der Bemessung des erzeugten Abfalls bzw. der 

dafür in Anspruch genommenen Leistung, 

▸ einer Art von Identifikation um die entstandenen 

Kosten der Abfallentsorgung dem Verursacher 

zurechnen zu können  und 

▸ einer Bepreisung der jeweiligen Leistungseinhei-

ten um hieraus je nach Leistungsart und –

inanspruchnahme individuelle Abrechnungen er-

stellen zu können. 

Obwohl hierfür auch der Wege eines vollständig va-

riablen Gebührenmodells möglich erscheint, empfiehlt 

es sich auch zur Realisierung von PAYT mehrteilige 

Gebührenmodelle zu verwenden. Diese sollten in ihrem 

fixen Gebührenbestandteil allerdings nur die tatsächli-

chen Bereitstellungskosten für das abfallwirtschaftliche 

System und ein absolut notwendiges Minimum an Ent-

sorgungsleistungen berücksichtigen und einen ausrei-

chend breiten Korridor für den variablen Gebührenteil 

beinhalten, damit ein entsprechender Anreiz zur Abfall-

reduzierung erhalten bleibt. Umfassende Informationen 

sind bspw. unter www.payt.net sowie dem dort vorge-

stellten englischsprachigen Handbuch zur Umsetzung 

von PAYT erhältlich.  

Die Bestandteile mehrteiliger Gebührenmodelle 

werden im Folgenden beschrieben und weitere Ausfüh-

rungen bezüglich ihrer Eignung gegeben. 

Grundgebühr-/ Pauschalgebühr 

Die Grundgebühr umfasst, unabhängig von der tat-

sächlichen Inanspruchnahme der Einrichtungen für die 

Entsorgung, die fixen Vorhaltekosten. Diese ver-

brauchsunabhängigen Kosten entstehen, um den Benut-

zern die Leistungen der Abfallentsorgung überhaupt erst 

einmal bereitstellen zu können. Zu diesen gehören, ne-

ben den Aufwendungen für die Gebührenlegung und das 

Anfahren des Grundstücks unabhängig davon ob letzt-

lich Abfall entsorgt werden muss, Kosten für das Bereit-

stellen von Fahrzeugen, die Anschaffung und Lieferung 

der Abfallbehälter, sowie Personal-, Instandhaltungskos-

ten, Mieten, kalkulatorische Zinsen, Abschreibungen 

usw. 

Sollen in die leistungsunabhängige Gebühr neben 

den fixen Vorhaltekosten auch die quantitativ nicht 

direkt zuordenbaren Leistungen, wie z.B. Entsorgung 

sperriger Abfälle, Schadstoffsammlungen u. ä. einge-

rechnet werden, ist eine Pauschalgebühr anzusetzen. 

Dabei werden mehrere gebührenpflichtige Leistungen 

zu einem Gebührentatbestand zusammengefasst und 

pauschal verrechnet. Die verschiedenen Bemessungs-

maßstäbe der Grund-bzw. Pauschalgebühr sind in     

Tabelle 2 dargestellt. 

Bei der behälterbezogenen Grund- / Pauschalgebühr 

ist zu berücksichtigen, dass eine Registrierung der Be-

hälter erfolgen muss. Somit ist der Behälter eindeutig 

dem Gebührenschuldner zugeordnet. Die Daten liegen 

dem Entsorger oder der Kommune vor und sind vergli-

chen mit einwohner- und grundstücksbezogenen Daten 

leichter zu pflegen. 

http://www.payt.net/
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Tabelle 2: Bemessungsmaßstäbe der Grund- 

/Pauschalgebühr 

Grund- / Pauschalgebühr 

Personenbezogen Behälterbezogen 

- Einheitsgebühr pro Kopf 

der Bevölkerung in Abhän-

gigkeit von der Anzahl der 

Einwohner je Grundstück 

oder Haushalt 

- Gebühr steigt proportional 

zur Anzahl der Personen je 

Grundstück bzw. Haushalt 

- Bemessung in Abhängig-

keit vom bereitgestellten 

Behältervolumen 

Grundstücksbezogen Haushaltsbezogen 

- Bemessung je Grundstück 

- Bemessung je Haushalt 

bzw. nach der Anzahl der 

Haushalte je Grundstück, 

jedoch ohne Berücksichti-

gung der Haushaltsgröße 

Eine Kombination des Haushalts- und Personenmaß-

stabes ist geeigneter, wobei die Gebühren degressiv bei 

steigender Personenzahl pro Haushalt gestaffelt werden 

können. Die Vor- und Nachteile der personen- bzw. 

behälterbezogenen Grundgebühr sind in Tabelle 4 dar-

gestellt. 

Modelle zur Veranlagung der Leistungsgebühr 

Während mit der Grund-/Pauschalgebühr die leis-

tungsunabhängigen bzw. nicht direkt zuordenbaren 

Kostenbestandteile auf den Gebührenschuldner umge-

legt werden, soll der variable Teil der Gebühren an der 

tatsächlich in Anspruch genommenen Leistung gemes-

sen werden. Die verschiedenen Bemessungsmaßstäbe 

der Leistungsgebühr sind in folgender Tabelle 3 darge-

stellt. 

Da beim Volumentarif die Behältervolumen frei 

wählbar sind, stellen Fehleinschätzungen der Gebühren-

schuldner in Bezug auf das Anfallvolumen und die Wahl 

der entsprechenden Behältergröße ein Hauptproblem 

dar. Aus diesem Grund ist hier die Vorgabe eines Min-

destabfallvolumens je Einwohner empfehlenswert. 

Die feste Vorgabe des Abfuhrrhythmus (kann ggf. 

auch vorab vom Gebührenschuldner gewählt werden) 

ermöglicht eine hygienische Abfallentsorgung und ist 

somit insbesondere für die Entsorgung von Bioabfällen 

und anderen biologischen und chemischen Abfällen 

geeignet. 

Beim Entleerungstarif bietet sich als moderne und ef-

fektive Möglichkeit die Erfassung der Anzahl der Ent-

leerungen ein Identsystem an. Eine detailliertere Be-

schreibung von Identifikationssystemen erfolgt an ande-

rer Stelle der Dokumentation (siehe Datenblatt 

“Behälteridentifikation“). 

Tabelle 3: Bemessungsmaßstäbe der Leistungsgebühr 

Leistungsgebühr 

Volumentarif Entleerungstarif 

Bemessungsgröße ist das 

Behältervolumen und der 

Entleerungsrhythmus (z.B. 

wöchentlicher, 14-tägiger oder 

vierwöchiger fester Abfuhr-

rhythmus) Um Gebührensi-

cherheit und die tatsächliche 

Nutzung des Sammelsystems 

durch die Abfallerzeuger zu 

erreichen, kann dieser Ansatz 

damit verknüpft werden, ein 

gebührenpflichtiges Mindes-

tentsorgungsvolumen festzule-

gen 

Bemessungsgrößen sind 

Behältervolumen und tatsäch-

liche Anzahl der Entleerun-

gen. Der Abfuhrrhythmus ist 

variabel. Um Gebührensi-

cherheit und die tatsächliche 

Nutzung des Sammelsystems 

durch die Abfallerzeuger zu 

erreichen, kann dieser Ansatz 

damit verknüpft werden, eine 

gebührenpflichtige Mindes-

tentleerungsanzahl festzule-

gen. 

Gewichtstarif Volumenmesstarif 

Bemessungsgröße ist das 

Abfallgewicht (spez. Gewicht 

von Rest- und Bioabfall). 

Voraussetzung ist die Zuord-

nung der Behälter zum Nutzer 

durch ein Identsystem. Der 

Gewichtstarif kann mit einer 

Entleerungsgebühr kombiniert 

werden 

Bemessungsgröße ist das 

aktuelle Volumen des Abfalls 

im Moment der Entleerung. 

Neben einigen Lösungen, bei 

denen der Inhalt des Müllbe-

hälters vermessen wird, 

kommen Abfallsäcke oder 

Müllschleusen zum Einsatz, 

die die Möglichkeit der 

Vorauszahlung bieten. Die 

Zuordnung des gesammelten 

Mülls zum Verursacher ist 

Voraussetzung dieses Sys-

tems 

Beim Identsystem wird der Behälter während der Ent-

leerung mittels eines Transponders identifiziert und 

einem Nutzer zugeordnet. Dies ist auch die Vorausset-

zung für den Gewichtstarif.  

Zusätzlich kann zu der veranlagten Massegebühr ei-

ne Entleerungsgebühr erhoben werden. Damit wird für 

den Bürger der Anreiz geschaffen, möglichst volle Be-

hälter zur Abfuhr bereitzustellen.  

In Tabelle 5 sind alle Tarife zusammenfassend mit 

ihren Vor- und Nachteilen dargestellt.  

Die Mindestleistungsgebühr nimmt eine Sonderstel-

lung ein und trägt den Charakter einer Grundgebühr. Sie 

wird unabhängig davon erhoben, ob der Gebühren-

schuldner die Leistung in Anspruch nimmt. Die Min-

destleistungsgebühr dient der Sicherstellung einer um-

weltverträglichen Entsorgung, die beispielsweise durch 

wilde Ablagerungen oder Verschiebung der Abfallströ-

me beeinträchtig wird. Durch die Vorgabe von Mindest-

volumen oder –entleerungen, die deutlich unter der 

durchschnittlichen Inanspruchnahme liegen, soll die 

Anstrengung zur Abfallvermeidung nicht unterbunden 

werden. 

WBI.pdf
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Tabelle 4: Vor- und Nachteile von verschiedenen Modellen zur Veranlagung der Grundgebühr 

 Personenbezogen Behälterbezogen Grundstückbezogen Haushaltsbezogen 

V
o

rt
e

ile
 

Ļ Kalkulationssicherheit  

•   Bestimmte Kosten sind 

abhängig von der Anzahl der 

Personen im Haushalt (z.B. 

Sperrmüll-, Schadstoffent-

sorgung) 

¶ Kalkulationssicherheit  

¶ Einfache Handhabung 

¶ Geringer Verwaltungsauf-

wand 

¶ Durch die Möglichkeit der 

Wahl der Behältergröße ist 

der finanzielle Anreiz zur Ab-

fallvermeidung und –

trennung gegeben 

¶ Einfache Handhabung 

¶ Geringer Verwaltungsauf-

wand 

¶ Nach der Einführung 

relativ geringer Ver-

waltungsaufwand 

N
a

c
h

te
ile

 

¶ Hoher Verwaltungsaufwand 

bei der Einführung und für 

die Datenverwaltung durch 

den hohen Wechsel der 

Haushaltsgrößen  

¶ Bei bestimmten Kosten 

besteht keine Beziehung 

zwischen der Anzahl der 

Personen und der Höhe der 

Kosten (z.B. Altpapier ist e-

her haushaltsbezogen) 

¶ Kein direkter Zusammen-

hang zwischen dem Restab-

fallaufkommen und dem 

Aufkommen an sperrigem 

Abfall, Altpapier etc. 

¶ Keine Gleichbehandlung 

gewährleistet insofern Pau-

schalbeträge unabhängig 

von der Grundstücksgröße 

erhoben werden 

¶ Grundstücksgröße ist kein 

geeigneter Maßstab zur 

Veranlagung der Kosten an-

derer Fraktionen z.B. 

Sperrmüll, Altpapier weil 

keine Beziehung zwischen 

diesen Parametern besteht 

¶ Hoher administrativer 

Aufwand bei der Ein-

führung 

¶ Kein geeigneter Maß-

stab zur Veranlagung 

der Kosten anderer 

Fraktionen z.B. 

Sperrmüll-, Schad-

stoffentsorgung), weil 

diese eher personen-

bezogen sind 

 

Tabelle 5: Vor- und Nachteile der verschiedenen Tarife zur Erhebung einer Leistungsgebühr 

 Volumentarif Entleerungstarif Gewichtstarif Volumenmesstarif 

V
o

rt
e

ile
 

Ļ verstärkter Anreiz zur 

Vermeidung und Verwer-

tung von voluminösen Ab-

fällen 

•   Kalkulation ist nachvoll-

ziehbar und transparent 

Ļ bei freier Behälterwahl ist 

der Volumentarif für den 

Bürger akzeptabel 

¶ verstärkter Anreiz zur 

Vermeidung und Verwer-

tung von voluminösen 

Abfällen 

¶ für Bürger nachvollzieh-

bar 

¶ Stärkerer Anreiz zu Vermei-

dung und Verwertung von 

schweren Abfällen  

¶ Entspricht dem Wirklichkeits-

maßstab 

¶ Für den Bürger nachvollzieh-

bar 

¶ Erlaubt es die Entwicklungen 

in Bezug auf die tatsächliche 

Abfallerzeugung kontinuierlich 

zu überwachen (z.B. sofortiges 

Feststellen der Wirksamkeit 

bestimmter abfallwirtschaftl i-

cher Maßnahmen) 

¶ belohnt einen hohen 

Einsatz zur Vermeidung 

und Trennung von Abfall, 

insbesondere sperrigen 

Abfall; ist besonders ge-

eignet in Verbindung mit 

getrennter Sammlung von 

Verpackungen und Sperr-

müll  

¶ keine Bezahlung für unge-

nutztes Behältervolumen  

¶ Bezahlung ist transparent 

für die Bürger (Preis pro 

Volumeneinheit) 

N
a

ch
te

ile
 

¶ geringe Akzeptanz bei 

beschränkter Behälterwahl  

¶ Verpressung der Abfälle 

¶ Fehleinschätzung der 

benötigten Behältervolu-

men, in der Folge höheres 

Sperrmüllaufkommen und 

spezifisch höhere Abfuhr-

kosten durch kleinere Be-

hälter 

•  Verpressung der Abfälle 

• Hoher administrativer 

Aufwand erforderlich 

• Wahlfreier Entleerungs-

rhythmus führt zu hygi-

enischen Problemen 

• Anfahren aller Stand-

plätze erforderlich, ob-

wohl nur einige Behälter 

herausgestellt werden 

¶ Hohe Investitionskosten 

¶ Höherer Aufwand für Wartung 

¶ Anreiz zu Fehlentsorgung von 

schweren Abfällen 

 

¶ Hohe Kosten für Messein-

richtungen, deren Einstel-

lung und Wartung  

¶ Messempfindlichkeit und 

Fehleranfälligkeit  

¶ Hoher Anreiz für illegale 

Müllablagerung und Ver-

schmutzung mit wieder-

verwertbaren Fraktionen 
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Mietgebühr 

Die Mietgebühr soll die Kosten für die Bereitstellung 

der Abfallbehälter decken. Abhängig von Behältergröße 

variiert die Höhe der Gebühr. Alternativ dazu können 

die Kosten auch in der Grund/Pauschalgebühr oder der 

Leistungsgebühr umgelegt werden. 

Wird die Mietgebühr jedoch gesondert ausgewiesen 

trägt das zur Kalkulationssicherheit bei, denn allein bei 

der Bereitstellung des Behälters fallen Kosten an. Zu-

dem führt dies zu einer Optimierung der Behältergestel-

lung. 

Abrechnungsstrategien 

Die Abrechnungsstrategien bezeichnen die Kalkula-

tionsform der Leistungen und können in die drei folgen-

den Varianten unterteilt werden: 

▸ Lineare oder neutrale Abrechnung: Jeder gesam-

melte Abfallbehälter bzw. jede Leistungseinheit 

kostet den gleichen Preis für den Bürger, unge-

achtet davon welche Anzahl davon bereitgestellt 

oder in Anspruch genommen wurde 

▸ Degressive oder passive Abrechnung: Der zweite 

entleerte Abfallbehälter vom gleichen Abfallver-

ursacher kostet weniger als der erste, der dritte 

weniger als der zweite usw.. Das gleiche Schema 

kann auch auf die Behältergröße übertragen wer-

den, d.h. in Relation zueinander ist der Preis grö-

ßerer Abfallbehälter niedriger als der für kleiner 

dimensionierte Behälter  

▸ Progressive oder aktive Abrechnung: Der zweite 

gesammelte Abfallbehälter vom gleichen Abfall-

verursacher kostet mehr als der erste, der dritte 

mehr als der zweite usw. 

Die Gründe für die verschiedenen Formen der Ab-

rechnungsstrategien variieren in Abhängigkeit von so-

zialen und politischen Belangen. 

Die lineare Form der Gebührenbemessung berück-

sichtigt keinerlei Faktoren der Müllentstehung oder die 

verschiedenen Leistungsbereiche und Kostenwirksam-

keit der Abfallentsorgung. Jeder Bürger und jede Mehr-

produktion an Abfall wird in gleicher Weise betrachtet. 

Diese Form ist am einfachsten einzuführen und sie 

macht die Abrechnung leichter. Sie erweckt den An-

schein einer gleichwertigen und gerechten Behandlung 

aber verdeckt dabei die Tatsache der realen Kostenent-

wicklung bei der Abfallentsorgung und Abrechnung.  

Die degressive Form der Gebührenbemessung ist für 

Erzeuger größerer Mengen an Abfall dem Anschein 

nach „günstiger“ und steht darüber hinaus im Gegensatz 

zur progressiven Anrechnungsvariante, bei der diese 

Abfallerzeuger stärker belangt werden als bei jedem der 

anderen Ansätze. 

Bei der Betrachtung der realen Kostenstrukturen bei 

der Abfallentsorgung und üblichen Abrechnungsmetho-

diken wird allerdings deutlich, dass die degressive Ab-

rechnungsstrategie die unterschiedliche Beanspruchung 

eines städtischen Abfallwirtschaftssystems am besten 

widerspiegelt und damit die praxisnaheste Lösung dar-

stellt. Dies erklärt sich u.a. aus der Tatsache, dass z.B. 

die Anfahrtswege der Entsorgung im innerstädtischen 

Bebauungsbereich i.d.R. kürzer und die Entleerungseffi-

zienz aufgrund größerer Abfallbehälter höher sind als im 

Vergleich zu Stadtrand- und ländlichen Gebieten. Klei-

nere Abfallmengen die an verstreut liegenden Punkten 

abgeholt werden müssen und längere Fahrtdistanzen, 

erhöhen hier die Kosten. 

Möglichkeiten der Investitionsfinanzierung 

Kreditfinanzierung 

Die klassische Form der langfristigen Fremdfinan-

zierung kommunaler Einrichtungen ist durch sogenannte 

Kommunalkredite gegeben. Darunter werden öffentliche 

Anleihen und Darlehen verstanden, wobei öffentliche 

Anleihen für Fremdfinanzierungen in der Abfallwirt-

schaft üblicherweise keine Rolle spielen. Hier kommen 

sogenannte Schuldscheindarlehen vermehrt zur Anwen-

dung. Dabei ist die betreffende öffentliche Körperschaft 

nicht an eine bestimmte Hausbank gebunden, sondern 

kann ihre Gläubigerstruktur offen gestalten. 

Je nach Art der Tilgung können folgende Formen 

des Schuldscheindarlehens unterschieden werden: 

▸ Festbeitragskredit: Der Kredit wird in einer 

Summe am Ende der Laufzeit fällig. Dadurch ist 

die Laufzeit des Kredites eindeutig zeitlich be-

stimmt. 

▸ Ratenkredit: Die Tilgung des Ratenkredites er-

folgt auf der Basis fest vereinbarter Tilgungssät-

ze. Die Laufzeit des Kredites ist also abhängig 

von der Höhe der vereinbarten Tilgungsrate. 

▸ Annuitätendarlehen: Es wird eine fest vereinbarte 

jährlich zu zahlende Annuität (Summe aus Zins 

und Tilgung) festgelegt. Während die Annuität 

konstant bleibt, ändert sich das Verhältnis zwi-

schen Zins und Tilgung mit zunehmender Lauf-

zeit zugunsten des Tilgungsanteils (sinkender 

Zinsanteil) ständig. 
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Der Vorteil des Kommunalkredites liegt in den sehr 

günstigen Konditionen, die aus der zumeist hohen Boni-

tät der öffentlichen Unternehmen resultieren. Diese 

beruht auf dem geringen Kreditausfallrisiko kommuna-

ler Kreditnehmer, da diese nicht konkursfähig sind. 

Weiterhin treten materielle Kreditsicherungsprobleme 

aufgrund kostendeckender Gebühren kaum auf. 

Beteiligungsfinanzierung 

▸ Beteiligung öffentlicher Körperschaften an 

Zweckverbänden: Die Beteiligung öffentlicher 

Körperschaften an Zweckverbänden ist die typi-

sche Organisationsform der interkommunalen Zu-

sammenarbeit. Durch Vergrößerung des Entsor-

gungsgebietes können optimale Betriebsgrößen 

erreicht bzw. durch gemeinsame Wahrnehmung 

entsorgungswirtschaftlicher Aufgaben Rationali-

sierungseffekte erzielt werden. Der Zweckver-

band übernimmt die abfallwirtschaftlichen Auf-

gaben der beteiligten Körperschaften. Häufig 

werden nur bestimmte Einzelaufgaben, z.B. der 

Betrieb einer thermischen Behandlungsanlage 

durch den Zweckverband wahrgenommen. Der 

Zweckverband besitzt Finanzautonomie, d.h. zur 

Finanzierung seiner Aufgaben kann er Gebühren 

und Beiträge erheben. Reichen diese Einnahmen 

zur Deckung des Finanzbedarfs nicht aus, kann 

der Zweckverband Verbandsumlagen von den 

Vereinsmitgliedern erheben. 

▸ Beteiligung Dritter: Durch die liberale Gesetzge-

bung sind die Gebietskörperschaften bei der Wahl 

einer Organisationsform für ihre Entsorgungsauf-

gaben frei. Die Gebietskörperschaften können für 

sich entscheiden (entsprechend ihrer politischen 

und ökonomischen Präferenzen), ob und wie sie 

sich privatisieren möchten oder nicht. In diesem 

Fall gibt es keine zentralen Spezifikationen für 

die sogenannte „Pflichtenübertragung auf einen 

Dritten“. Eine komplette Privatisierung ist nur in 

ausgewählten Fällen und unter erheblichen Ver-

einbarungen möglich. Die häufigsten Organisati-

onsformen sind folgende: 

1. Regiebetrieb: weisen keine eigene Rechtspersön-

lichkeit auf und sind somit rechtlicher Bestandteil 

der Verwaltung der jeweiligen Gebietskörper-

schaft;  

2. Eigenbetrieb: haben keine eigene Rechtspersön-

lichkeit, aber organisatorisch selbständig; eigene 

haushaltwirtschaftliche Einheit mit unabhängiger 

Buchführung.  

3. Eigengesellschaft: private Gesellschaft in der 

Hand der Gebietskörperschaft mit eigener 

Rechtspersönlichkeit.  

4. Joint Venture: Öffentliche Einrichtung mit dem 

Einfluss privater Unternehmen.  

5. Management- und Service-Vertrag (Contracting): 

Das Objekt ist im Besitz der Gebietskörperschaft, 

aber der Betrieb und andere Managementaufga-

ben sind einem privaten Unternehmen übertra-

gen. 

6. Betreibermodell: Delegation des Anlagenbetriebs 

auf ein privates Unternehmen mit der Möglich-

keit, dass die Erfüllung von Aufgaben bei der 

Gebietskörperschaft verbleibt. 

▸ Beteiligung privater Dritter (Public Private Part-

nership – PPP): Partnerschaften mit dem privaten 

Sektor – besser bekannt als Public Private Part-

nerships (PPP) – beschreiben ein weiteres neues 

Modell der Zusammenarbeit zwischen öffentli-

chen Körperschaften und der Privatwirtschaft. 

PPP können Ressourcen aus dem privatwirt-

schaftlichen Bereich in den öffentlichen Bereich 

zur Versorgung und Belieferung öffentlicher An-

lagen und Leistungen einbringen. Der Begriff 

PPP wird genutzt, um die vielen Arten von Tätig-

keitsabsprachen zu lockern und dadurch informel-

le und strategische Partnerschaften zu planen, die 

Leistungsverträge abzuschließen und formale 

Gemeinschaftsunternehmen zu bilden. Privat fi-

nanzierte Initiativen sind eine Form der PPP; sie 

sind im Prinzip aber auch eine Form des Contrac-

ting oder der Auftragsvergabe, die folgende Funk-

tionen beinhalten: 

1. einen langfristigen Servicevertrag zwischen 

der öffentlichen Körperschaft und dem privat-

wirtschaftlichen Ausführenden, 

2. die Vorhaltung von Kapital und zugehörigen 

Leistungen durch den Ausführenden, 

3. eine einheitliche Bezahlung durch die öffentli-

che Körperschaft, welche den Kapitaleinsatz 

und die Leistungen abdeckt, 

4. die Integration des Design, der Gebäude, der 

Finanzierung und der Ausführung in die Vor-

schläge des Ausführenden, 

5. die Verlagerung des Risikos auf denjenigen 

Partner, der am besten in der Lage ist, mit die-

sem Risiko umzugehen und die Kosten zu tra-

gen, 
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6. Lieferungen entgegen Leistungsstandards 

werden in den Leistungsbedingungen ausge-

schlossen, 

7. ein leistungsbezogener Zahlungsmechanis-

mus, 

8. ein „bilanzunlastiges“ Verfahren für die öf-

fentliche Körperschaft, sodass jeder Kapital-

einsatz während des Projektes nicht gegen 

Fremdkapitalzusagen verstößt, 

9. Unterstützung vom Staat durch Gewährung 

spezieller Darlehen 

Eine mögliche Form der PPP ist die gemeinsame 

Gründung einer gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft 

durch den öffentlichen Entsorgungsträger mit einem 

privaten Entsorgungsunternehmen bei gleichzeitiger 

Auftragsvergabe an diese Gesellschaft. Alternativ kann 

durch den öffentlichen Entsorgungsträger zunächst eine 

Eigengesellschaft gegründet und diese mit einem Ent-

sorgungsvertrag ausgestattet werden. In einer zweiten 

Stufe werden Gesellschaftsanteile (i.d.R. bis zu 49 %) an 

ein privates Entsorgungsunternehmen veräußert, so dass 

die Aufgaben nunmehr durch die gemischtwirtschaftli-

che Gesellschaft erfüllt werden.  

Für den öffentlichen Entsorgungsträger sind PPPs in 

erster Linie wegen der damit verbundenen Entlastung 

des Vermögenshaushalts und der Bindung privaten 

Kapitals, aber auch wegen des in der Privatwirtschaft 

vorhandenen Know-hows und der Flexibilität und 

Schnelligkeit privater Partner interessant.  

PPPs unterliegen insbesondere dann einer speziellen 

Prüfung, wenn der Fall bestätigt werden muss, dass der 

benötigte Kapitaleinsatz das Niveau der herkömmlichen 

Mittel (z.B. Steuern, Gebühren) übersteigt. Der Kapital-

bedarf bestimmt sich nach der Art der Leistungsausfüh-

rung sowie der Qualität der Leistung. Eine PPP darf 

nicht als Rettung der Finanzierung angesehen werden, 

da damit ein Gewinn für die öffentliche Körperschaft 

unwahrscheinlich ist; PPPs leisten aufwändigeren Ser-

vice. Die Herausforderung für die öffentliche Körper-

schaft ist die Entwicklung von qualitativ hochwertigen 

PPPs. PPPs müssen in der Lage sein, bedeutsame Leis-

tungssteigerungen und effiziente Einsparungen zu lie-

fern.  

PPPs können nicht auf unausgereifte Ansprüche aus-

gerichtet sein, in dem Sinne, dass der privatwirtschaftli-

che Bereich sich besser organisiert sowie mehr Gewinne 

und mehr Service bietet als der öffentliche Bereich. Eine 

PPP muss in der Praxis durch realistische Projekte getes-

tet, ausgewertet und auf den Geschäftsfall vorbereitet 

werden. Diese Verhältnisse lassen eine Wertsteigerung 

durch eine Partnerschaft wahrscheinlicher werden. Eine 

ordnungsgemäße Risikoabschätzung und Regeln sichern 

so einen Prozess. 

Umfangreiche Informationen zum PPP-Ansatz und 

weitere Links sind auf den Seiten des PPP Infrastructure 

Ressource Center (PPPIRC) zu finden: 

▸  http://ppp.worldbank.org  

Betreibermodelle 

Betreibermodelle sind sehr komplexe Ausgestaltung 

organisatorischer und finanzieller Gebilde, welche Zu-

sammenhänge zwischen öffentlichen Körperschaften 

und dem privatwirtschaftlichen Bereich in finanzieller 

Hinsicht und der Bereitstellung von Leistungen beinhal-

ten. In der Abfallwirtschaft lassen sich diese Modelle 

üblicherweise bei der Errichtung und Betreibung von 

Deponien und bei der Betreibung von Kläranlagen fin-

den. 

Die grundlegende Idee eines solchen Modells ist, 

dass das private Unternehmen die Finanzierung, die 

Errichtung und Betreibung der Entsorgungsanlage auf 

einer öffentlichen Fläche übernimmt. Dabei wird mit der 

verantwortlichen Abfallwirtschaftsbehörde zusammen-

gearbeitet, welche die Abfallentsorgungsanlage entspre-

chend dem Bedarf erstellt, plant, baut und betreibt. 

Die Auswahl des zukünftigen Betreibers wird durch 

eine öffentliche Ausschreibung ermittelt. Die Abfallwirt-

schaftsbehörde nutzt dann die Anlage um die Abfallent-

sorgung des jeweiligen Gebietes sicherzustellen und 

zahlt dem Betreiber eine Vergütung für den bereitge-

stellten Service. Grundlage für dieses Modell sind um-

fangreiche und langfristige (bis zu 30 Jahre) Vertragsbe-

dingungen. 

Nicht zu vernachlässigen ist das Risiko, dass die ge-

samte Anlage und alle entsprechenden Verbindlichkei-

ten (finanzielle als auch organisatorische) an die öffentli-

che Körperschaft zurückfallen in dem Fall, dass der 

beauftragte Betreiber der Anlage seinen Pflichten nicht 

nachkommt oder insolvent wird. Eine private Finanzie-

rung in Verbindung mit der entsprechenden Sachkennt-

nis ist hier ein großer Vorteil. 

Die Funktionsweise des Betreibermodels ist in Ab-

bildung 2 am Beispiel des Bereiches der Abwasserbe-

handlung dargestellt. 

 

http://ppp.worldbank.org/
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Abbildung 2: Beispiel eines Betreibermodells (am Beispiel des Bereiches Abwasserbehandlung) 

 

 

Sonstige Finanzierungsmodelle 

Fondfinanzierung 

Die Fondfinanzierung wird für sehr kapitalintensive 

Projekte, z.B. Errichtung von thermischen Abfallbe-

handlungsanlagen genutzt. Finanztechnisch handelt es 

sich dabei um ein Schuldscheindarlehen einer privaten 

Kapitalsammelstelle (Immobilienfond). Die Kapitalbe-

schaffung erfolgt durch die private Kapitalsammelstelle 

auf zwei Wegen: 

1. durch den Verkauf von Anteilsscheinen, wobei 

damit eine Eigenkapitalbildung verbunden ist, die 

u.a. für b) erforderlich ist, 

2. durch die Aufnahme zusätzlichen Fremdkapitals. 

Das auf diese Weise finanzierte Investitionsobjekt 

befindet sich dann im Eigentum des Immobilienfonds. 

Das Investitionsobjekt wird anschließend einer kommu-

nalen Einrichtung (z.B. Zweckverband) zur dauerhaften 

Nutzung zur Verfügung gestellt, üblicherweise über 

einen Leasingvertrag. Vorteile für die öffentliche Ein-

richtung sind die private Kapitalbeschaffung, die Nicht-

Belastung des Vermögenshaushaltes und die Bindung 

privaten Know-hows. Zu bedenken ist, dass das Investi-

tionsrisiko meist voll bei der kommunalen Einrichtung 

liegt. 

Factoring 

Unter Factoring wird der Verkauf eigener Forderun-

gen an Dritte verstanden. Bei einem Factoring modell 

schließt ein privates Entsorgungsunternehmen mit einem 

öffentlichen Entsorgungsträger einen langfristigen Ent-

sorgungsvertrag über das Erbringen einer definierten 

Entsorgungsleistung. Für die Inanspruchnahme dieser 

Leistungen zahlt der öffentliche Entsorgungsträger ein 

Entgelt an den privaten Entsorger, welches wiederum 

aus dem Gebührenaufkommen bestritten wird. Der pri-

vate Entsorger errichtet nach Absprache mit dem öffent-
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lichen Entsorgungsträger das Investitionsobjekt. Das 

hierfür benötigte Fremdkapital wird beschafft, indem die 

aus dem Leistungsvertrag resultierenden Entgeltforde-

rungen gegen den öffentlichen Entsorgungsträger durch 

das private Entsorgungsunternehmen verkauft werden. 

Der damit erlöste Barwert ist entsprechend hoch bzw. 

die  Finanzierung  ist günstig,  da  die  Forderungen 

sicher sind aufgrund der Tatsache, dass der öffentliche 

Entsorgungsträger nicht konkursfähig ist und hinter den 

Forderungen Entsorgungsgebühren stehen. Vorteilhaft 

ist, dass der Vermögenshaushalt nicht berührt wird. 

Nachteilig ist jedoch, dass der öffentliche Entsorgungs-

träger gegenüber privaten Betreibern und dem Kreditin-

stitut auf sog. Einreden verzichtet, d.h. er muss auch bei 

Leistungsstörungen die Entgeltzahlungen an den priva-

ten Betreiber fortführen. Außerdem ist die vertragliche 

Bindung meist sehr lang, was zu Lasten der Flexibilität 

der öffentlichen Einrichtung, z.B. bei Bedarfsverände-

rungen geht. 

Leasing 

Unter Leasingmodellen wird das Anmieten eines be-

stimmten Objektes mit einer zukünftigen Kaufoption 

verstanden. Der Eigentumsübergang vom Leasinggeber 

auf den Leasingnehmer ist nicht zwangsläufiger Ver-

tragsbestandteil, sondern lediglich eine Möglichkeit. 

Leasingmodelle werden gegenwärtig vor allem zur Er-

schließung privaten Kapitals zur langfristigen Finanzie-

rung kommunaler Investitionen eingesetzt, das sog. 

Finanzierungsleasing. Bei diesem Modell errichtet eine 

Leasinggesellschaft ein bestimmtes Investitionsobjekt 

auf Fremdkapitalbasis. Die öffentliche Einrichtung nutzt 

dieses Investitionsobjekt auf der Basis eines Leasingver-

trages mit der Leasinggesellschaft. Die Leasinggebühren 

werden im Bereich der öffentlichen Abfallentsorgung 

aus den Abfallgebühren der Anschlusspflichtigen be-

zahlt.  

Vorteilhaft erweist sich beim Leasing, dass der Ver-

mögenshaushalt nicht belastet wird. Demgegenüber geht 

jedoch das materielle Investitionsrisiko vom Leasingge-

ber auf den Leasingnehmer über, da das Objekt von der 

Leasinggesellschaft unter dem Gesichtspunkt errichtet 

wird, dass es während der gesamten objektüblichen 

Nutzungsdauer ausschließlich durch die Kommune 

genutzt wird und dies eine entsprechende langfristige 

vertragliche Bindung voraussetzt. Ändert sich der Bedarf 

an einer bestimmten Entsorgungsleistung, der unter 

Nutzung der Anlage gedeckt wird (im Extremfall ist die 

Nutzung der Anlage unnötig), dann ist die Kommune 

durch den langfristigen Leasingvertrag weiterhin zur 

Zahlung verpflichtet. 

Umweltökonomische Instrumente im    
staatlichen Bereich 

Die umweltökonomischen Instrumente dienen dazu, 

Anreize und/ oder Finanzierungsmöglichkeiten zu schaf-

fen, um bestimmte umweltpolitische Ziele zu verwirkli-

chen. Die Preise für die Nutzung der Ressource Umwelt 

werden durch politische Entscheidungen festgelegt. Sie 

sollen für den Produktionsfaktor Umwelt marktanaloge 

Prozesse simulieren, die ansonsten nicht zustande kom-

men. Durch derartig gestaltete Ökosteuern und –abgaben 

werden umweltschädliche Aktivitäten für die Verursa-

cher verteuert. Damit werden Anreize geschaffen, um-

weltschonendere Techniken und Verhaltensweisen zu 

verwenden. 

Bis jetzt gibt es keine einheitliche Verwendung der 

Begriffe, die die verschiedenen finanziellen Instrumente 

beschreiben sollen, die durch den Staat genutzt werden, 

um die Geldmittel zu erhöhen und Steuerungsfunktionen 

für umweltbezogene Handlungen auszuführen. Diese 

Instrumente, welche nachfolgend beschrieben werden, 

entsprechen der Darstellung bei Ekins und Speck 

(1999): 

▸ kostendeckende Gebühren, mit denen zur Nutz-

barmachung der Umwelt beigetragen werden soll 

oder die zur Kontrolle und Aufsicht der Nutzung 

dienen. Die Höhe einer kostendeckenden Gebühr 

ist vom Umfang der geplanten Leistung oder an-

deren Bestimmungen, welche die Höhe der Ein-

nahmen beeinflussen, abhängig.  

▸ Steuern, welche einerseits erhoben werden, um 

umweltzerstörendes Verhalten zu verändern und 

andererseits, um Einnahmen zu erhöhen. Aller-

dings kann der Erfolg solcher Anreize nur danach 

beurteilt werden, wie die Einnahmen im Verhält-

nis zur Verhaltensänderung stehen. 

▸ Einnahmenerhöhende Steuern, welche das Ver-

halten beeinflussen und trotzdem reichlich Ein-

nahmen einbringen und die Umweltfestlegungen 

erforderlich machen. 

Diese drei Formen der Umweltabgaben schließen 

sich nicht gegenseitig aus: eine kostendeckende Gebühr 

kann anreizendere Effekte haben als eine einnahmeer-

höhende Steuer, oder die Einnahmen aus einer einnah-

meerhöhenden Steuer können teilweise für umweltpoli-

tische Zwecke genutzt werden. Deshalb ist die Unter-

scheidung zwischen Steuern und Gebühren schwierig
1
. 

                                                        
1 siehe auch: Study on Environmental Taxes and Charges in the EU. 

Report of ECOTEC and others, April 2001 



Aspekte der abfallwirtschaftlichen Planung   Finanzierung 

Stand Oktober 2015   12 

Umwelt-/ Ökosteuern 

Im Gegensatz zu Umweltabgaben, welche direkt in 

umweltrelevante Projekte fließen, werden die Einnah-

men durch diese Ökosteuern dem allgemeinen Staats-

haushalt zugerechnet und nicht direkt oder automatisch 

dem speziellen Gebiet, wo sie erhoben werden. Sie sol-

len die Staatseinnahmen durch Steuern erhöhen und 

einen Beitrag der Bürger zum öffentlichen Haushalt 

leisten, damit kollektive Aufgaben finanziert werden 

können, die durch öffentliche Einrichtungen durchge-

führt werden. 

Einnahmensteigernde Steuern 

▸ Rohstoffsteuer bzw. Ressourcenverbrauchssteuer: 

Die Steuer zielt auf den ökonomischen Verbrauch 

von bestimmten Ressourcen und beabsichtigt die 

Förderung der Entwicklung produktsparender 

Prozesse und Technologien. Ein sehr bekanntes 

Beispiel dafür ist die Mineralöl- oder Treibstoff-

steuer. 

Anreizsteuern  

▸ Entsorgungssteuer: Die Entsorgungssteuer dient 

als Lenkungsinstrument, um das Potential zur 

Vermeidung von Abfall zu erhöhen. Es sollen 

Waren produziert werden, die wiederverwen-

dungsfähig, wiederverwertungsfreundlich und ab-

fallarm bei der Entsorgung sind. Ziel ist ein Wirt-

schaftssystem mit geschlossenen Rohstoffkreis-

läufen, das sich an jeweils minimierten Umwelt-

beeinträchtigungen orientiert. 

▸ Verpackungssteuer: Die Verpackungssteuer ist 

eine örtliche Verbrauchssteuer, die beim Verkauf 

von nicht wieder verwendbaren oder nicht recyc-

lebare Verpackungen erhoben werden kann. Die 

Anwendung dieser Steuer ist räumlich begrenzt 

und durch gesetzliche Regelungen schwierig 

durchzusetzen. (Zu beachten: Die Einführung die-

ser Steuer ist in einer Anzahl europäischer Länder 

gestoppt worden.) 

▸ Steuern auf Kommunen: Ein besonderes Instru-

ment, welches durch staatliche Behörden erhoben 

wird, ist die Steuer auf Kommunen für überstei-

gende Müllmengen. Dieses Instrument wird auf 

Kommunen angewandt, wenn die Gesamtsumme 

des gesammelten Haushaltmülls durch die Kom-

mune die rechtsverbindlich festgelegte Menge 

übersteigt. Diese Steuer soll die Kommunen stär-

ken, ihr Abfallwirtschaftssystem zu verbessern, 

das allgemeine Bewusstsein zur Abfallvermei-

dung unter der Bevölkerung zu steigern und so 

viel wie möglich die Abfallmenge zu beschrän-

ken. Jede Tonne Abfall, die das erlaubte Level 

übersteigt, wird mit einer speziellen Steuer be-

langt, die durch die Kommune an die Behörde, 

die diese Steuer eingeführt hat, zu bezahlen ist. 

Die Bemessungsgrundlage zur Anwendung der 

Besteuerung ist die Gesamtmenge des gesammel-

ten Abfalls aus Haushalten innerhalb eines Jahres. 

Einige Arten des Abfalls werden nicht mit in die 

Erfassung der jährlichen Abfallmenge eingerech-

net. Das sind wiederverwertbare Fraktionen, wie 

z.B. Papier oder Glas, welche in speziellen 

Sammlungen erfasst werden sowie jedes Material, 

welches noch nach der Sammlung vom Haus-

haltsmüll eliminiert, getrennt oder recycelt wer-

den kann, wobei Recycling auch thermische Ab-

fallverwertung beinhalten kann. Diese Menge ist 

von der erlaubten Menge ausgenommen und nicht 

Gegenstand der Steuer, um das Abfallrecycling zu 

unterstützen. 

Umweltabgaben 

Bei den Umweltabgaben dominiert die Anreizfunk-

tion zur Vermeidung und Verminderung von Umweltge-

fährdungen. Sie besitzen damit neben der Finanzierungs-

funktion eine Lenkungsfunktion. Die Einnahmen durch 

die Umweltabgaben werden zweckgebunden, d.h. für 

den Bereich, in dem sie erhoben wurden, verwendet. 

Entsorgungsabgaben 

Entsorgungsabgaben werden dem Verbraucher di-

rekt mit Kauf eines Produktes oder mit Nutzung einer 

Dienstleistung zugeschlagen. Dadurch trägt der Ver-

braucher die Kosten der Verwertung dieser Produkte. 

Die neue EU-Gesetzgebung hat zu einer Zahl von Best-

immungen geführt, wo Gebühren für die Ausführung 

der Abfallwirtschaft erhoben werden sollen, z.B. 

▸ “Grüner Punkt” für Verpackungsabfall. Durch die 

Zahlung einer Lizenzgebühr werden Unterneh-

men berechtigt den “Grünen Punkt” zu nutzen, 

der dem Verbraucher zeigt, dass die Sammlung 

und Sortierung von den Herstellern und Händlern 

finanziert wird (www.gruener-punkt.de). 

▸ Rücknahmesysteme (z.B. für Elektro- und Elekt-

ronikgeräte, Altautos und Batterien) Gesetzliche 

Regelungen verlangen die Kalkulation der Kosten 

für die Rücknahme und Entsorgung dieser Mate-

rialien durch die Produzenten und Händler, die –

ähnlich dem Verpackungsbereich- diese Kosten 

dem Produktpreis zuschlagen. 

http://www.gruener-punkt.de/
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Entsorgungsabgaben können auch sektorspezifisch 

erhoben werden, beispielsweise im Tourismus oder bei 

der Schifffahrt. 

▸ Tourismus: Die Abgabe kann von den Touristen 

als Teil der Übernachtungskosten oder indirekt in 

der Kurtaxe oder anderen lokalen Gebühren erho-

ben werden.  

▸ Um illegale Abfallentsorgung auf See zu unter-

binden wird von allen Schiffen beim Einlaufen in 

das Hafengebiet eine Entsorgungsabgabe erho-

ben. Damit können Schiffsabfälle im Hafen um-

weltfreundlich entsorgt werden. 

Produktabgaben 

Produktabgaben werden erhoben, um den Ver- und 

Gebrauch von Rohstoffen und Gütern aus energie- und 

rohstoffpolitischen Gründen einzuschränken. Beispiele 

dafür sind die Dosenabgabe (früher in Dänemark erho-

ben) oder der Pflichtpfand (welcher auf Einwegdosen 

und Einwegflaschen erhoben wird). 

Abfallbehandlungsabgaben/-steuern 

Diese Form der Abgabe existiert in vielen europäi-

schen Ländern, wo sie in Verbindung mit verschiedenen 

Möglichkeiten der Abfallbehandlung als Deponieabga-

be, Verbrennungsabgabe oder Abfallbehandlungsgebühr 

erhoben wird, um Abfallströme in ökologisch hochwer-

tigere Entsorgungsanlagen zu lenken. Die am weitesten 

verbreiteten Varianten sind die Folgenden. 

▸ Deponieabgabe/-steuer: Dabei handelt es sich um 

spezielle Abgaben oder Zuschläge für deponierte 

Abfälle. Sie sollen dazu führen, dass die Abfall-

deponierung im Vergleich zu anderen Behand-

lungswegen nicht billiger, sondern im Sinne einer 

umweltfreundlichen Stoffstromlenkung eventuell 

sogar teurer ist. Damit wird ein höherer Anreiz 

geschaffen, mehr Abfälle zu verwerten. Darüber 

hinaus kann eine Deponieabgabe auch zur An-

wendung gebracht werden, um Ablagerungen auf 

nicht umweltkonformen Deponien zu verringern. 

Dazu muss eine solche Abgabe in Abhängigkeit 

von der Abfallart und der Ausstattung der Depo-

nie gestaffelt werden. Dieses soll den umweltpoli-

tischen Effekt zur Folge haben, dass nicht um-

weltgerechte Deponien schnell nachgerüstet oder 

geschlossen werden. Die Abgabe sollte dazu in 

einen unabhängigen Fond fließen, der von einer 

neutralen Institution verwaltet wird. Aus diesem 

Fond könnten dann sowohl Deponieschließungen 

als auch Rekultivierungsmaßnahmen und Altlas-

tensanierungen finanziert werden. Um eine Ver-

bringung von Abfällen auf Billigdeponien, even-

tuell auch in das Ausland, abzuwenden, ist es ne-

ben rechtlichen Vorkehrungen auch notwendig, 

eine Harmonisierung solcher Abgaben auch län-

derübergreifend zu organisieren. 

▸ Verbrennungsabgabe/-steuer: Dabei handelt es 

sich um spezielle Abgaben oder Zuschläge für 

Abfälle die einer Verbrennung zugeführt werden. 

Auch hier kann durch eine entsprechende Diffe-

renzierung bzw. Staffelung ebenfalls ein Len-

kungseffekt in Bezug auf die Nutzung bestimmter 

Anlagen (z.B. von reinen Verbrennungsanlagen 

älteren Typs auf Anlagen mit Energierückgewin-

nung) erreicht werden. Darüber hinaus kann eine 

solche Abgabe sicherstellen, dass es bei der Ab-

kehr von der Abfallablagerung nicht automatisch 

zu einem Systemwechsel hin zur ausschließlichen 

Abfallverbrennung kommt. Stattdessen hat diese 

Art der Abgabe auch das Ziel, einen Wechsel 

vom reinen Beseitigungsansatz für Abfälle hin zu 

einem stoffstromorientierten Behandlungs- und 

Verwertungsmodell zu unterstützen. 

Umweltlizenzen und Zertifikate 

Umweltlizenzen bzw. Umweltzertifikate bezeichnen 

das umweltpolitische Instrument, mit dem der Staat 

durch die Ausgabe oder den Verkauf von Umweltver-

schmutzungsrechten seine umweltpolitischen Ziele 

durchsetzen will. Ziel soll es sein, einen vorgegebenen 

fixierten Umweltstandard – z.B. die Höhe einer be-

stimmten Immissionsbelastung – mit minimalen volks-

wirtschaftlichen Kosten zu erreichen. 

Die Umweltverschmutzer können Schadstoffe nur 

mit diesen Lizenzen und nur in Höhe der erworbenen 

Menge an Lizenzen in die Umweltmedien abgeben. Die 

einzelnen Umweltverschmutzer können ihre einzelwirt-

schaftlichen Kosten minimieren, in dem sie versuchen, 

ihren Schadstoffeintrag in die Umwelt zu reduzieren. 

Wer hingegen viel emittieren will, muss sich bei denje-

nigen Lizenzen kaufen, der sie nicht benötigt. Somit ist 

eine effizientere Nutzung knapper Umweltgüter gewähr-

leistet, die bisher übermäßig verschwendet wurden. 

Einsatzmöglichkeiten für den Handel mit Nutzungs-

lizenzen liegen bei der Abfallwirtschaft in der Begren-

zung der Menge an Einwegverpackungen, bestimmten 

Stoffen (z.B. Düngemittel) oder umweltschädlichen 

Produkten. 

Vorteile der Umweltlizenzen sind die Sicherstellung 

der politisch fixierten maximalen Belastung der Umwelt 
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und die Minimierung der einzelwirtschaftlichen Kosten 

durch Verkauf von Umweltlizenzen und Verstärkung 

der Vermeidungsmaßnahmen. Demgegenüber steht 

jedoch ein wettbewerbspolitisches Problem, da durch die 

Hortung von Lizenzen Marktmonopole entstehen und 

Markteintrittsschranken aufgebaut werden können. 

Handelbare Zertifikate für das Treibhausgas CO2 be-

rechtigen unter dem inzwischen in der EU eingeführten 

Mechanismus des Emissionshandels die Betreiber von 

Kraftwerks- und Industrieanlagen zum Ausstoß einer 

genau festgelegten Menge CO2. Werden von einer An-

lage mehr Emissionen ausgestoßen, so muss der Betrei-

ber zusätzliche Zertifikate ankaufen. Wird jedoch der 

Ausstoß dieses klimaschädlichen Gases vermindert, so 

kann der Betreiber Zertifikate verkaufen und damit Ein-

nahmen tätigen. 

Die Durchführung des Emissionshandels wird durch 

extra eingerichtete Emissionshandelsstellen überwacht. 

Diese vergeben und löschen Emissionszertifikate und 

führen ein Register. Die Vergabe von Emissionszertifi-

katen bei Neuanlagen richtet sich nach der Nutzung der 

technischen Möglichkeiten zur Reduktion von Treib-

hausgasen. Damit soll ein Anreiz für Investitionen in 

moderne klimaschonende Techniken und zur Nutzung 

CO2–armer Brennstoffe geschaffen werden. Die Emissi-

onshandelsstelle in Deutschland ist im Umweltbundes-

amt angesiedelt. 

Insbesondere können durch den Einsatz von Ersatz-

brennstoffen aus Abfällen mit hohem biogenen Anteil 

bei der Energieerzeugung durch Mitverbrennung (siehe 

auch Datenblatt "Industrielle Mitverbrennung") CO2-

Zertifikate generiert werden. Müllverbrennungsanlagen 

nehmen derzeit nicht am Emissionshandel teil. 

Neben dem dargestellten Emissionshandel gibt es 

noch zwei weitere Mechanismen:  

▸ Joint Implementation (JI; gemeinsame Klima-

schutzprojekte zwischen Industrieländern) 

▸ Clean Development Mechanism (CDM; Maßnah-

men zwischen Industrie- und Entwicklungslän-

dern).  

Diese projektbezogenen Mechanismen sind im Kyo-

to-Protokoll festgelegte Instrumente. Diese ermöglichen 

den Industrie- und Schwellenländern einen Teil ihrer 

Verpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll zur Minde-

rung ihrer Treibhausgasemissionen zu möglichst gerin-

gen Kosten auch außerhalb ihres Territoriums einzulö-

sen. Demnach können Industrieländer mit Entwick-

lungsländern gemeinsame Projekte zum Klimaschutz 

durchführen, bei denen Emissionen im Entwicklungs-

land gemindert werden. Für diese Emissionsminderung 

erhält das Unternehmen, welches in einem Entwick-

lungsland in klimafreundliche Technik investiert hat, 

Zertifikate, mit denen es seine eigenen Emissionen ab-

deckt oder es kann die Zertifikate im Rahmen des Emis-

sionshandels verkauft.  

In der Abfallwirtschaft ist dieser Mechanismus ins-

besondere bei Deponiegasprojekten interessant, da Me-

than aus Deponien den größten Teil der Emissionen im 

Abfallbereich verursacht. Wird das auf den Deponien 

erfasste Methan in einem Blockheizkraftwerk zur Er-

zeugung von Strom und Wärme genutzt, so lassen sich 

zusätzliche Zertifikate generieren, da Strom und Wärme 

aus fossiler Energie ersetzt werden. Projekte bei denen in 

Entwicklungsländern bislang unkontrollierte Deponien 

in geordnete Deponien mit Gaserfassung und Energieer-

zeugung aus dem Deponiegas (siehe auch Datenblatt 

„Deponien für nicht gefährliche Abfälle") umgewandelt 

werden, gehören daher zu den Vorhaben, für die Finan-

zierungen über CDM in Frage kommen. Die Kategorie 

der CDM-Projekte im Bereich Abfallwirtschaft kann 

ebenfalls industrielle Abfallstoffe, wie z.B. Abwasser 

aus der Palmöl- oder Stärkeproduktion und von Vieh-

farmen einschließen. Hier besteht die Möglichkeit im 

Abwasser entstehendes Methan zu gewinnen und dieses 

als Biogas zur Energieerzeugung einzusetzen oder zu 

verbrennen und damit das Treibhauspotenzial der Emis-

sion herab zu setzen. 

Das mittels CDM geschaffene Modell ist als Anreiz 

für industrialisierte Länder konzipiert, um in Projekte zu 

investieren, bei denen mit vergleichsweise wenig Geld 

viele klimaschädliche Emissionen verhindert werden 

sowie Entwicklungsländern die in neue umweltfreundli-

che Techniken und Investitionen investieren die benötig-

te Finanzierung zu ermöglichen.  

Ein Leitfaden zum CDM wurde über UNEP erarbei-

tet und ist im Internet zugänglich unter 

¶ http://www.cd4cdm.org/Publications/FinanceCDMp

rojectsGuidebook.pdf  

ICC.pdf
SAL.pdf
http://www.cd4cdm.org/Publications/FinanceCDMprojectsGuidebook.pdf
http://www.cd4cdm.org/Publications/FinanceCDMprojectsGuidebook.pdf

